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Governance in der Erwachsenenbildung
Besseres Regieren durch Aushöhlung der Demokratie? 
Lorenz Lassnigg
Kurzzusammenfassung
Kann der Governance-Begriff zum besseren Verständnis der Entwicklung der österreichi-
schen Erwachsenenbildungs-/Weiterbildungspolitik beitragen? Wie steht es um das Ver-
hältnis der Regierungsprozesse zu den demokratischen Entscheidungsprozessen? Wird die 
Wirksamkeit von Entscheidungen dadurch verbessert, dass die demokratische Grundlage 
der öffentlichen Leistungserbringung geschmälert wird? Diese Fragen versucht der Beitrag 
auf einer analytischen Ebene auszuloten. Er reflektiert Missverständnisse und Fehlkom-
munikationen rund um den Governance-Begriff. Die schwache theoretische Verankerung 
von Educational Governance in der Politikwissenschaft und die hohe normative Ladung 
– im unterstützenden wie auch im kritischen Sinne – von vorhandenen Anwendungen des 
Konzepts auf das Bildungswesen werden ausgeleuchtet. Dann wird eine Anwendung des 
Governance-Konzeptes auf die Entwicklung der österreichischen Erwachsenenbildung/
Weiterbildung und insbesondere auf die LLL-Strategie versucht. Die Frage, inwieweit 
Governance-Ansätze eine Weiterentwicklung der EB/WB-Politik bewirkt haben bzw. 
bewirken können oder inwieweit sie eher die Ökonomisierung und Entdemokratisierung 
befördern, bildet den Abschluss.
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Lorenz Lassnigg
Governance Has Never Been Easy
But Perhaps More Difficult Now 
Problem is Linking Central Goals with Local Delivery, Local Variations
And then Holding that System Accountable
B. Guy Peters
Einleitung1
Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass der 
Governance-Begriff auf unterschiedlichen Diskurs-
ebenen ganz unterschiedliche Bedeutungen hat, die 
oft vermischt werden und zu Missverständnissen 
und Fehlkommunikationen führen.
Auf der Ebene der sozialwissenschaftlichen 
Diskurse zirkuliert der Begriff Governance in (zu-
mindest) zwei sehr verschiedenen und weitgehend 
unverbundenen „Diskursfamilien“:
• erstens in reformistisch angelegten Versuchen, 
die Vorgänge gesellschaftlicher Koordination und 
der gesellschaftlichen Einbettung der Regierung 
im engeren Sinne zu verstehen. Zentral ist hier 
der akteurszentrierte Institutionalismus, ein An-
satz, der von Renate Mayntz und Fritz Scharpf 
entwickelt wurde (siehe dazu Mayntz/Scharpf 
1995; Scharpf 2000; Mayntz 2004). 
• zweitens und parallel dazu in weitaus funda-
mentaleren gesellschaftstheoretischen Analysen, 
die an den Begriff der Gouvernementalität von 
Michel Foucault anknüpfen und ein viel weiteres 
Verständnis von „Regierung“ haben.2 
Zwischen diesen Diskursfamilien ist ein konstruk-
tiver Austausch schwierig oder nicht möglich, da 
zweitere aufgrund ihres fundamentaleren Zuganges 
die Fragen und Probleme der ersteren in sich aufhebt 
und bestenfalls zu Detailproblemen von Gouverne-
mentalität degradiert, die – wenn überhaupt – von 
nachgeordnetem Interesse sind.
Der Governance-Begriff zirkuliert aber mittlerweile 
auch auf der Ebene der praktisch-politischen 
Diskurse, wo er keine analytische Bedeutung hat, 
sondern als wertender Sammelbegriff für eine 
bestimmte Art von „neuer“ Politik dient, die be-
fürwortet oder kritisiert bzw. abgelehnt wird. Als 
Inhalte von Governance treten hier die Formen und 
Instrumente des New Public Management (NPM) in 
den Vordergrund. Dabei ist interessant, dass der 
Gegenpol von Governance meistens nicht wirklich 
bestimmt ist, was also die „alte“ Politik ist, die 
durch das „Neue“ abgelöst wird – de facto ist das 
die traditionelle Bürokratie. 
Governance in der Erwachsenenbildung 
Besseres Regieren durch Aushöhlung der Demokratie?
1 Dieser Beitrag knüpft an frühere Überlegungen des Autors zur LLL-Strategie in Österreich (siehe Lassnigg 2010) und seiner Analyse 
der Governance-Diskurse (siehe Lassnigg 2011a) an. Es handelt sich dabei um eine gekürzte Fassung des gleichnamigen Artikels, der 
unter http://www.equi.at/dateien/EBWB-gov.pdf zum Download bereitsteht.
2 Siehe hierzu auch die Beiträge von Ulla Klingovsky, Birge Krondorfer und Gabriele Michalitsch in der vorliegenden Ausgabe.
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Der vorliegende Beitrag bewegt sich auf der analy-
tischen Ebene und versucht aus dieser Perspektive 
auszuloten, inwiefern auch die erste, nicht-gou-
vernementalistische Diskursfamilie zum besseren 
Verständnis der Entwicklung der österreichischen 
Erwachsenenbildungs-/Weiterbildungspolitik (EB/
WB-Politik) beitragen kann. 
Governance als analytisches Konzept
Rod Rhodes hat in seiner sehr frühen politikwissen-
schaftlichen Analyse eine Vielfalt an Bedeutungen 
des Governance-Begriffes herausgearbeitet, die 
auf ganz wesentliche Engführungen der österrei-
chischen, deutschen und auch (deutsch)-schwei-
zerischen Verwendung des Begriffes hinweisen. In 
Deutschland wird von „Neuer Steuerung“ gespro-
chen und in Österreich und der Schweiz vor allem 
die Bedeutung des NPM adressiert – in letzterer 
auch im Wortlaut einer „Wirkungsorientierten Ver-
waltungsführung“. Rhodes nennt noch vier weitere 
Bedeutungen (minimal state, corporate governance, 
good governance und self-organizing networks) und 
arbeitet vor allem heraus, dass der Governance-
Begriff ein verändertes Verständnis von Regieren 
ausdrückt: veränderte Prozesse oder Methoden, 
auch eine veränderte Herrschaftsordnung. Er selbst 
betont in seinen Analysen den Netzwerk-Modus, 
den er als Alternative zu Staat (Bürokratie) und 
Markt (Quasi-Markt) mit bestimmten Vor- und Nach-
teilen sieht. Ganz wichtig sei aber, dass diese ver-
schiedenen Mechanismen von Koordination nicht 
als gegeneinander, als über- oder untergeordnet, 
als grundsätzlich besser oder schlechter gesehen 
werden. „None of these structures for authorita-
tively allocating resources and exercising control 
and co-ordination is intrinsically ‚good‘ or ‚bad‘“ 
(Rhodes 1996, S. 653).
Dies macht einen wesentlichen Unterschied zum 
Großteil der Debatten und Publikationen zu 
Governance im Bildungswesen aus, die den Begriff 
normativ aufladen und sich im Zwischenbereich der 
analytischen und der politischen Ebene bewegen. 
Governance wird dabei tendenziell mit NPM oder 
„Neuer Steuerung“ vermischt und entweder im Sinne 
einer Advocacy-Forschung als vorteilhaft gegenüber 
dem „Alten“ gesehen (siehe Schedler/Proeller 2006)3, 
oder die neuen Ansätze werden in den Kontext des 
Neoliberalismus und grundsätzlich in Frage gestellt 
(siehe Apple 2007a, 2007b). In den letzten Jahren 
ist auch von verschiedenen Seiten eine kritische 
empirische Überprüfung der Wirksamkeit von Ins-
trumenten forciert worden, die unter dem Begriff 
von Governance subsumiert werden. Hier gibt es 
bildungsökonomische Studien (siehe Wößmann/
Bishop 2001; Bishop/Wößmann 2004) im Rahmen von 
Modellen institutioneller Ökonomie, erziehungswis-
senschaftlich angelegte Analysen zum Schulwesen 
(siehe Altrichter/Maag Merki 2010; Oelkers/Reusser 
2008) und organisationswissenschaftliche Analy-
sen zum Hochschulwesen (siehe Nickel 2011). Die 
empirischen Ergebnisse zur Wirksamkeit sind sehr 
unterschiedlich bis gegensätzlich. Bei den Analysen 
vor allem von erziehungswissenschaftlicher Seite 
geht jedoch der gesamte politische Kontext tenden-
ziell verloren und es wird auf die Einzelinstrumente 
abgestellt. 
Ein interessantes Phänomen dieses Diskurses über 
Governance im Bildungswesen zeigt sich darin, 
dass eine spezielle Art von „Interdisziplinarität“ 
festzustellen ist. Verschiedenste disziplinäre Zu-
gänge forschen über politische Zusammenhänge 
(ursprünglich vor allem Verwaltungswissenschaft, 
Betriebswirtschaft und Regionalforschung, später 
Ökonomie und Erziehungswissenschaft), die eigent-
lich zuständige Politikwissenschaft wird aber außen 
vor gelassen. Wenn man zentrale Publikationen aus 
der Politikwissenschaft zu diesem Thema zu Rate 
zieht, fällt ein starker Kontrast ins Auge. Letztere 
erkennen die großen Vorteile und Neuerungen nicht 
und machen sich eher darüber lustig (siehe Hood 
2000, 2002; Peters 2002) oder halten die Anwen-
dung für eigentlich nicht sinnvoll (siehe March/
Olsen 1995). Manche stärker evaluativ angelegten 
Forschungen betonen den wesentlichen Einfluss der 
politischen Gesamtkonzeption auf die Wirksamkeit 
der Instrumente und insbesondere den Trade-off 
(grundlegenden Konflikt) zwischen den gleichzei-
tigen Versprechen besserer Qualität und niedriger 
Kosten (siehe Kettl 1998, 2000, 2002). 
3 Die beiden AutorInnen führen kritische Einwände zwar breit aus, argumentieren aber überwiegend positiv und unterstützend. So 
heißt es nach der seitenlangen Auflistung vernichtender Ergebnisse aus einer breiten Studie (siehe Siegel 2006) über die Probleme 
von Verwaltungsreformen in den USA: „Damit sagt Siegel aber nicht, dass mit den diversen Reformen nicht auch immer wieder 
Erfolge verbucht werden können“ (Schedler/Proeller 2006, S. 287).
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Eine wichtige Frage in den Governance-Diskursen 
betrifft das Verhältnis der Regierungsprozesse zu 
den demokratischen Entscheidungsprozessen. Es 
wird häufig davon ausgegangen, dass die erwartete 
Verbesserung der Wirksamkeit dadurch erkauft wird, 
dass die demokratische Grundlage der öffentlichen 
Leistungserbringung geschmälert wird. Dies kann 
auf zweifache Weise erfolgen: 
• erstens, indem die demokratisch beschlossenen 
Gesetze die in Frage stehenden Bereiche viel we-
niger genau regulieren (Reduzierung des Einflus-
ses der demokratischen Entscheidungsorgane)
• und zweitens, indem durch die größere Autono-
mie der LeistungserbringerInnen die Gesetzmä-
ßigkeit der Vorgänge reduziert wird (Reduzierung 
der Rechtssicherheit der KlientInnen). 
Diese Fragen betreffen also die Interaktionen 
zwischen den Gewalten in der Gewaltenteilung, 
zwischen Legislative, Exekutive und Judikative, wie 
sie sich in der realen praktischen Entwicklung in den 
verschiedenen Politikfeldern darstellen: Inwieweit 
bestimmen die Gesetze das, was auf ihrer Grundlage 
tatsächlich umgesetzt wird? Inwieweit unterliegt 
das, was umgesetzt wird, der tatsächlichen Ein-
klagbarkeit und Rechenschaftstätigkeit? In diesen 
Unterscheidungen bezieht sich der Governance-
Begriff auf die Exekutive, und es stellt sich die Frage, 
wie der Zusammenhang zwischen den Gewalten 
funktioniert. In normativer Hinsicht geht es am 
ehesten um Fragen der Konsistenz der Politik: Wenn 
die Rechenschaft verstärkt wird, können die Betrof-
fenen wie auch die Legislative Rückmeldungen über 
die Folgewirkungen der demokratischen Gesetzes-
beschlüsse bekommen – etwas, was der Demokratie 
offensichtlich nicht abträglich sein muss (außer 
man würde annehmen, dass bereits eine derartige 
Konsistenzprüfung die Freiheit der demokratischen 
Beschlüsse der Abgeordneten so weit einschränkt, 
dass dies die Demokratie gefährdet). 
Der Governance-Begriff ist im analytischen Sinne 
wichtig, weil er überhaupt erst eine Basis für den 
Vergleich verschiedener Regimes oder Instrumente 
abgibt. Es ist nämlich nicht trivial und es hat in 
den Sozialwissenschaften auch lange gebraucht, 
die (staatliche) Bürokratie und den Markt als 
verschiedene Spielarten eines Phänomens zu ana-
lysieren und nach alternativen Formen desselben 
Phänomens zu suchen. In der Politikwissenschaft 
(Implementationsforschung) war schon lange vor 
den heutigen Governance-Diskursen die Frage 
bekannt, wie das Zusammenspiel zwischen den 
Gewalten die Demokratie in der Umsetzung der 
Politik beeinträchtigt4: Demokratische Gesetze 
werden erst in der Umsetzung wirksam, wie große 
Teile der Umsetzung auch über die Gesetze hinaus-
gehen. Diese Probleme werden beispielsweise in 
den historischen Forschungen zu den US-Bildungs-
reformen von David Tyack und Larry Cuban (siehe 
Tyack/Cuban 1995) oder – etwas indirekter – auch 
in der berühmten Studie über die US-Community 
Colleges von Steven Brint und Jerome Karabel 
(siehe Brint/Karabel 1989) eindrucksvoll aufgezeigt, 
letzteres schon bevor von „neuer“ Governance die 
Rede war. 
Zusammenfassend ergibt sich, dass das Governance-
Konzept auf der analytischen Ebene als Reaktion 
auf die steigende Komplexität der (welt-)gesell-
schaftlichen Verhältnisse zu verstehen ist, die 
durch den traditionellen bürokratischen Apparat 
nicht mehr zu bewältigen ist (wenn sie es jemals 
war). Das Konzept gibt die Möglichkeit, viele 
verschiedene Formen der Umsetzung von politi-
schen Entscheidungen zu unterscheiden und ihre 
Wirkungen zu vergleichen, aber nach dem heuti-
gen Stand verspricht es weder notwendigerweise 
besseres Regieren noch führt diese Betrachtung 
zur Aushöhlung der Demokratie, möglicherweise 
begleitet es sie aber. Auf der politischen Ebene gibt 
es in diesem Sinne keine „Nicht-Governance“, eine 
Ablehnung des Konzeptes oder eine Bewertung von 
Governance als gut oder schlecht macht daher 
keinen Sinn.
Governance in der Entwicklung der 
LLL-Strategie
In der Erwachsenenbildung kann man bereits seit den 
1960er Jahren einen Governance-Diskurs feststellen, 
der zwischen den Modellen staatlicher Planung und 
4 Beispielsweise das Verschwimmen von Legislative und Exekutive (und auf EU-Ebene, oder stärker noch in den USA, auch der 
Judikative).
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Marktwirtschaft oszilliert.5 In Österreich wurden 
in den 1950er und 1960er Jahren die Schulen für 
Berufstätige aufgebaut und mit dem Erwachsenen-
bildungs-Förderungsgesetz (1973) Grundlagen für 
die Förderung gelegt.6 In den 1960er und 1970er 
Jahren wurden zudem europaweit verschiedene 
Formen von Umlage-Finanzierungen etabliert, die 
die Unternehmen verpflichteten, Beiträge für die 
Weiterbildung ihrer MitarbeiterInnen in kollektiv 
verwaltete Institutionen einzuzahlen. 
Zentrale und frühe Beispiele sind die britischen 
„Industrial Training Boards“, die 1964 als korpora-
tistische Organisationen gesetzlich etabliert wurden 
und bis in die 1980er Jahre real existierten (in Öster-
reich leben sie als politische Forderung weiter), aber 
bereits in den 1970ern graduell reduziert wurden 
(siehe Gospel/Edwards 2011)7. In Frankreich wurde 
aufgrund einer Sozialpartnervereinbarung (1970) 
und eines Gesetzes für Weiterbildung (1971) auf 
Initiative von Jacques Delors ebenfalls eine Ver-
pflichtung der Unternehmen für Weiterbildung bzw. 
eine Umlage etabliert, die nach wie vor in Kraft ist, 
aber u.a. kritisiert wird, weil die Förderungen an 
Beschäftigung gebunden sind und damit die mobi-
len und prekär beschäftigten ArbeitnehmerInnen 
ausgeschlossen werden (siehe Germe/Pottier 1996). 
Hier handelt es sich um korporatistische Gover-
nanceformen, die erst später in das Zentrum der 
wissenschaftlichen Aufmerksamkeit getreten sind.8 
In den 1980ern und 1990ern wurde zunehmend die 
ökonomische Perspektive und somit der Markt als 
Governance-Modell für die Erwachsenenbildung ins 
Spiel gebracht. Mit dem Wiederaufleben des Lifelong 
Learning Diskurses hat sich die Gewichtung gedreht. 
Nicht mehr der Überschuss an Arbeitskräften, 
sondern der Bedarf an Qualifikationen trat in den 
Vordergrund. Der Marktmechanismus als Gover-
nance-Modus wird der staatlichen Bereitstellung 
grundsätzlich vorgezogen.9 
Die grundsätzliche politische Präferenz hat sich 
damit zwischen den 1960er und den 1990er Jah-
ren vom Staat zum Markt verschoben, während 
gleichzeitig in der Realität vielfältige weitere 
Mechanismen angewendet wurden und sich auch 
die Vorstellungen der Konkretisierung der staatli-
chen und der marktmäßigen Governance-Modelle 
differenziert haben. 
Mit der Etablierung der Europäischen Beschäfti-
gungsstrategie wurde Ende der 1990er Jahre von der 
Generaldirektion Beschäftigung die Entwicklung 
von Lifelong Learning in den Mitgliedstaaten auf 
die Europäische politische Tagesordnung gesetzt: Es 
sollten umfassende und kohärente LLL-Strategien 
entwickelt werden, und dies war auch Gegenstand 
der Berichterstattung im Gemeinsamen Beschäfti-
gungsbericht und in den Nationalen Aktionsplänen 
für Beschäftigung. Erst später wurde dann die 
Frage des LLL von der Generaldirektion Bildung 
übernommen, weiterentwickelt und breit kommu-
niziert. Durch die Programme für die Unterstüt-
zung im Europäischen Sozialfonds (ESF) sollte die 
Beschäftigungsstrategie gestärkt werden.
Österreich hat im ESF-Programm einen wesentli-
chen Schwerpunkt auf das LLL gelegt, die Mittel 
jedoch stärker auf die Erstausbildung gelenkt als 
auf die Erwachsenenbildung. Die Evaluierung hat 
aber erstens gezeigt, dass die ESF-Mittel in der Er-
wachsenenbildung eine viel stärkere Hebelwirkung 
5 Dennis Kallen setzt den Beginn stärkerer Verbindungen der Erwachsenenbildung mit dem Staat an das Ende des Zweiten Weltkrie-
ges (Kriegsheimkehrer). Er spricht von einer „‚Annäherung‘ an das formale Bildungswesen […] in jeder Hinsicht“ (Kallen 1996, 
S. 19). „Die ursprünglich vorwiegend freiwilligen Initiativen wurden nun zu halböffentlichen Einrichtungen, die öffentliche 
Unterstützung erhielten. Mit dem Einzug der öffentlichen Gelder ging auch die Festlegung von Mindestanforderungen und 
Vorschriften hinsichtlich der Programmgestaltung, der Teilnehmerzulassung und gegebenenfalls der staatlichen Anerkennung 
einher. Die Vergütung von Lehrkräften und Volksbildungspädagogen richtete sich nunmehr nach der Tarifordnung für den 
öffentlichen Dienst” (ebd., S. 6). 
6 Wilhelm Filla beschreibt die Geschichte politischer Steuerung österreichischer Erwachsenenbildung in seinem Beitrag „Öffentliche 
Förderungen als Steuerungsinstrument für Erwachsenenbildung. Von Kaiser Franz Joseph I zu den Leistungsvereinbarungen“. 
Nachzulesen unter: http://www.erwachsenenbildung.at/magazin/meb13-18/04_filla.pdf; Anm.d.Red.
7 Die schwache gesetzliche Fundierung und institutionelle Verankerung wird als Hauptgrund für das weithin so eingeschätzte 
Scheitern dieser Politik gesehen.
8 Die Aufmerksamkeit der internationalen Politikwissenschaft hat sich zu einem Zeitpunkt auf die österreichische Sozialpartner-
schaft gerichtet, als diese sich im Land bereits in eine schwere Krise hineinbewegt hat (siehe Katzenstein 1985), die nach 2000 
ihren Höhepunkt erreichte.
9 OECD (siehe OECD 1996) und Alison Booth und Dennis Snower (siehe Booth/Snower 1996) beschäftigen sich ausführlich mit der 
Entwicklung von Governance-Modellen für das Bildungswesen und wägen die Funktionsfähigkeit des Marktes gegenüber Markt-
versagen und dieses wiederum gegenüber Politikversagen ab.
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ausüben könnten als in der Erstausbildung, wo sie 
in einem viel komplexeren Umfeld nur ein „Tropfen 
auf dem heißen Stein“ waren. Zweitens wurden zwar 
viele Aktivitäten gesetzt, jedoch kam der Prozess der 
Entwicklung einer LLL-Strategie mit einer beträcht-
lichen Zeitverzögerung in Gang (siehe Gruber o.J.): 
Erst 2005, also sieben Jahre nachdem die Strategie-
Entwicklung auf EU-Ebene – wohlgemerkt auf ge-
meinsamen Beschluss von Kommission, Parlament 
und Rat hin, also inklusive der Mitgliedstaaten – 
operativ wurde, wurde ein erstes ExpertInnenpapier 
entwickelt, das für weitere zwei Jahre informell 
blieb. In den Jahren 2008 bis 2011 wurde dann die 
Strategie entwickelt: vom Konsultationsprozess bis 
hin zum veröffentlichten Dokument (siehe Republik 
Österreich 2011). Zehn Jahre nach den ersten ope-
rativen Festlegungen auf EU-Ebene wurde folglich 
der Konsultationsprozess gestartet (1998-2008). Bis 
zum Beginn der Umsetzung dauerte es damit drei-
zehn Jahre. Unglücklicherweise ist in diese Zeit die 
Wirtschafts- und Finanzkrise gefallen und der Start 
der Umsetzung erfolgte in einer Periode der infolge 
der Haushaltskonsolidierung extrem leeren Kassen. 
Wenn man nun diese Entwicklung in Begriffen von 
Governance-Modellen reflektiert, so wirkt sich 
der Einfluss des Agenda-Settings der Europäischen 
Institutionen im multi level Governance-Modell der 
„Offenen Methode der Koordinierung“ (OMK) offen-
sichtlich langsam aus. Dabei muss die maßgebliche 
Rolle der Mitgliedstaaten in den Ratsentscheidun-
gen und deren Vorbereitung auf nationaler Ebene 
gesehen werden.
Im Falle der Erwachsenenbildung ist die Beteiligung 
des demokratischen Prozesses auf nationaler Ebene 
sehr unterschiedlich. In den Nordischen Ländern 
gibt es gesetzliche Grundlagen für die staatliche 
Erwachsenenbildung. In Österreich sind die ge-
setzlichen Grundlagen schwach und der Prozess 
der Strategieentwicklung wurde vor allem von 
Stakeholdern und ExpertInnen mit Schwerpunkt 
im korporatistischen Feld der Sozialpartner getra-
gen. Die politischen Institutionen spielten, bis die 
LLL-Strategie als Regierungsstrategie aufgesetzt und 
von vier MinisterInnen unterzeichnet wurde, vor 
allem eine moderierende Rolle.
Ein Grundproblem der Entwicklung der österrei-
chischen Erwachsenenbildung/Weiterbildung (EB/
WB) und der Politik in diesem Bereich wurde seit 
langem als Problem der Koordination zwischen 
den verschiedenen AkteurInnen identifiziert, also 
als klassisches Governance-Problem. Ein zweites 
Problem besteht darin, dass die Informationsbasis 
über die EB/WB sehr schwach ist („Blindflug im 
Nebel“). Die Verbesserung der Informationsbasis und 
die Lösung der Koordinationsprobleme sind daher 
wesentliche Aufgaben der Strategie. Die Lösung wird 
auf dem Wege der Setzung von inhaltlichen Priori-
täten (Aktionslinien) und Zielen, der Integration der 
Stakeholder in eine Plattform und der Entwicklung 
eines Monitoring-Systems gesucht.
Damit soll ein System weiterentwickelt werden, 
das in seiner Funktionsweise wenig transparent ist. 
Als dominierender Governance-Mechanismus für 
die EB/WB wird der Markt gesehen, der auch als 
funktionierend eingeschätzt wird. Das würde bedeu-
ten, dass die Koordination zwischen Angebot und 
Nachfrage durch den Preismechanismus erfolgt, die 
Anbieter überwiegend aufgrund des Gewinnmotivs 
handeln und die KundInnen bzw. Lernenden für die 
Leistungen bezahlen. 
Nach den vorhandenen Informationen sieht die 
Situation anders aus: Die Mehrheit der Lernenden 
hat nicht für die Kosten aufzukommen, da diese 
von ihren ArbeitgeberInnen getragen werden. Diese 
treten also als KäuferInnen der Leistungen auf oder 
bieten selbst an – das größte Institut für berufliche 
WB ist gleichzeitig mit der Wirtschaftskammer ver-
bunden. Anbieter, die am freien Markt nach dem 
Gewinnmotiv agieren, stellen nur einen kleinen 
Teil des Angebotes. Darunter befinden sich jedoch 
viele sehr hochpreisige Angebote, während auf der 
anderen Seite im Bereich der Arbeitsmarktpolitik die 
Verhältnisse in beträchtlichem Maße prekär oder an 
der Grenze zur Prekarität sind. 
Ein großer Teil des Angebotes wird von halböffent-
lichen Anbietern getragen, die gemeinnützige Form 
haben und auch öffentlich gefördert werden. Ein 
Vergleich mit anderen Ländern zeigt, dass der Bei-
trag der Individuen an den Ausgaben für EB/WB in 
Österreich besonders hoch ist, aber bei niedrigerer 
Beteiligungsquote.10 Gleichzeitig gibt es sehr wenige 
10 Stefan Vogtenhuber berichtet in seinem Beitrag zur Ausgabe 17, 2012 des „Magazin erwachsenenbildung.at“ über die Ergebnisse 
einer 2012 veröffentlichten Studie zur Finanzierung von Erwachsenen- und Weiterbildung in Österreich. Siehe dazu:  
http://erwachsenenbildung.at/magazin/12-17/meb12-17_02_vogtenhuber.pdf; Anm.d.Red.
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Informationen über die Anbieterinstitutionen (Teil-
nehmerInnen, Personal etc.). Öffentliche Ausgaben 
werden großteils aus Mitteln der Arbeitslosigkeit 
getragen, die jedoch aufgrund ihrer vergleichs-
weise hohen Intensität nur in geringem Maße 
zur Beteiligung beitragen. Unter den staatlichen 
Ausgaben machen die Schulen des Zweiten Bildungs-
weges einen beträchtlichen Teil aus, die ebenso 
vergleichsweise kostenintensiv sind und wenig zur 
Beteiligung beitragen. Der Marktmechanismus ist 
also mit institutionellen Formen verbunden, die 
in ihren Wirkungen schwer absehbar sind (siehe 
Lassnigg 2011b). 
Im Bereich der Förderungen werden zunehmend 
strikte Vorgaben gemacht und seit einigen Jahren 
für die Fördervergabe New Public Management 
(NPM)-Elemente in Form von Leistungsvereinbarun-
gen eingesetzt. Auch das Arbeitsmarktservice setzt 
sehr strikte Vorgaben beim Kauf der Leistungen für 
Weiterbildung. Es besteht also eine widersprüch-
liche Situation. Einerseits erscheinen zusätzliche 
Förderungen notwendig, andererseits erfolgt die 
Förderung zunehmend restriktiv bei wachsenden 
Qualitätsanforderungen. Diese Entwicklung wurde 
durch die projektorientierte Vorgangsweise der 
ESF-Förderungen vorbereitet. Trotz der poten-
ziellen Möglichkeit beträchtlicher zusätzlicher 
Mittel in den ESF-Programmen waren die Akteure 
der EB/WB der neuen Politik gegenüber eher 
kritisch. 
Resümee
Im Bereich der EB/WB besteht im Hinblick auf die 
Governance-Mechanismen eine hybride Situation, 
in der sich die verschiedenen Modelle oder Typen 
überschneiden, wobei zwar New Public Manage-
ment-Elemente zunehmen, aber keine klare Tendenz 
zu erkennen ist. In der LLL-Strategie kann man von 
„Governance ohne Government“ nicht sprechen. 
Wesentliche Bereiche sind nämlich auch gesetzlich 
fundiert und damit ganz klar dem demokratischen 
Prozess unterworfen. Die Strategieentwicklung 
selbst folgt NPM-Elementen, die Länder-Bund-
Initiative wie auch das Gütesiegel wurden jedoch ge-
setzlich fundiert (Vereinbarung §15a BVG). Teilweise 
kann man von Governance ohne Gesetz sprechen, 
wenn die Strategie ein politisches Programm im 
Bereich der Exekutive ist, das selbst nicht gesetzlich 
fundiert ist. Daher stellt sich auch die Frage, was 
bei einem möglichen Regierungswechsel aus diesem 
Programm wird. 
Die Ausgangsfrage nach besserem Regieren durch 
Aushöhlung der Demokratie kann doppelt abschlägig 
beantwortet werden. Im Einklang mit den politikwis-
senschaftlichen Positionen und dem langwierigen 
Prozess der Politikentwicklung, der mit einer guten 
Strategie ohne Ressourcen endete, kann kaum von 
besserem Regieren gesprochen werden, andererseits 
bei den Initiativen zu einer stärker zielorientierten 
und die Stakeholder einbeziehenden Vorgangsweise 
kaum von einer Aushöhlung der Demokratie. 
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Abstract
Can the term governance contribute to a better understanding of the development of 
Austrian adult education/continuing education policy? How are governance processes 
related to democratic decision-making? Is the effectiveness of decisions improved by 
diminishing the democratic basis for the provision of public services? This article attempts 
to analyse these and other questions. It reflects on misunderstandings and 
miscommunication surrounding the term governance. The weak theoretical anchoring of 
educational governance in political science and the great normative nature – in the 
supporting as well as critical sense – of existing applications of the concept to education 
are illuminated. An attempt is made to apply the governance concept to the development 
of Austrian adult education/continuing education and the policy of lifelong learning in 
particular. The article concludes by discussing to what extent governance approaches 
have resulted in or could result in further development of adult education/continuing 
education policy and to what extent they promote economization and the loss of 
democracy.
Governance in Adult Education 
Better governing through the undermining of democracy?
www.erwachsenenbildung.at/magazin
Impressum/Offenlegung
Magazin erwachsenenbildung.at
Das Fachmedium für Forschung, Praxis und Diskurs
Gefördert aus Mitteln des ESF und des BMUKK 
Projektträger: Bundesinstitut für Erwachsenenbildung 
Koordination u. Redaktion: Institut EDUCON – Mag. Wilfried Hackl
erscheint 3 x jährlich online, mit Parallelausgabe im Druck
Online: www.erwachsenenbildung.at/magazin
Herstellung und Verlag der Druck-Version:  
Books on Demand GmbH, Norderstedt 
ISSN: 1993-6818 (Online) 
ISSN: 2076-2879 (Druck) 
ISSN-L: 1993-6818 
ISBN: 9783848256983
Medieninhaber
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur 
Minoritenplatz 5 
A-1014 Wien
Bundesinstitut für Erwachsenenbildung 
Bürglstein 1-7 
A-5360 St. Wolfgang
Herausgeber der Ausgabe 18, 2013
Dr. Stefan Vater (Verband Österreichischer Volkshochschulen)
HerausgeberInnen des  
Magazin erwachsenenbildung.at
Mag.a Regina Rosc (Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur)
Dr.in Margarete Wallmann (Bundesinstitut für Erwachsenenbildung)
Mag. Wilfried Hackl (Geschäftsführender Hrsg., Institut EDUCON)
Fachredaktion
Univ.-Prof.in Dr.in Elke Gruber (Universität Klagenfurt) 
Dr. Christian Kloyber (Bundesinstitut für Erwachsenenbildung) 
Dr. Lorenz Lassnigg (Institut für höhere Studien) 
Dr. Arthur Schneeberger (Institut für Bildungsforschung der Wirtschaft) 
Dr. Stefan Vater (Verband Österreichischer Volkshochschulen) 
Ina Zwerger (ORF Radio Ö1)
Online-Redaktion
Mag.a Bianca Friesenbichler (Institut EDUCON)
Fachlektorat
Mag.a Laura R. Rosinger (Textconsult)
Übersetzung
Übersetzungsbüro Mag.a Andrea Kraus
Satz
Andreas Brandstätter ( /andereseiten / grafik.layout)
Design
Karin Klier (tür 3))) DESIGN)
Website
wukonig.com | Wukonig & Partner OEG
Medienlinie
Das „Magazin erwachsenenbildung.at. Das Fachmedium für Forschung, 
Praxis und Diskurs“ enthält Fachbeiträge von AutorInnen aus Wissenschaft 
und Praxis und wird redaktionell betrieben. Es richtet sich an Personen, die 
in der Erwachsenenbildung und verwandten Feldern tätig sind, sowie an 
BildungsforscherInnen und Studierende. Jede Ausgabe widmet sich einem 
spezifischen Thema. Ziele des Magazin erwachsenenbildung.at sind die 
Widerspiegelung und Förderung der Auseinandersetzung über Erwachse-
nenbildung seitens Wissenschaft, Praxis und Bildungspolitik. Weiters soll 
durch das Magazin der Wissenstransfer aus Forschung und innovativer 
Projektlandschaft unterstützt werden. Die eingelangten Beiträge werden 
einem Review der Fachredaktion unterzogen. Zur Veröffentlichung ausge-
wählte Artikel werden lektoriert und redaktionell bearbeitet. Namentlich 
ausgewiesene Inhalte entsprechen nicht zwingend der Meinung der 
HerausgeberInnen oder der Redaktion. Die HerausgeberInnen übernehmen 
keine Verantwortung für die Inhalte verlinkter Seiten und distanzieren sich 
insbesondere von rassistischen, sexistischen oder sonstwie diskriminieren-
den Äußerungen oder rechtswidrigen Inhalten.
Als Online-Medium konzipiert und als solches weitergeführt, ist das 
Magazin erwachsenenbildung.at beginnend mit der Ausgabe 7/8, 2009 zu-
sätzlich in Druckform erhältlich.
Urheberrecht und Lizenzierung
Wenn nicht anders angegeben, erscheinen die Artikel des „Magazin 
erwachsenenbildung.at“ unter der „Creative Commons Lizenz“.
BenutzerInnen dürfen den Inhalt zu den folgenden Bedingungen vervielfäl-
tigen, verbreiten und öffentlich aufführen:
• Namensnennung und Quellenverweis. Sie müssen den Namen des/der 
AutorIn nennen und die Quell-URL angeben. 
• Keine kommerzielle Nutzung. Dieser Inhalt darf nicht für kommerzielle 
Zwecke verwendet werden.
• Keine Bearbeitung. Der Inhalt darf nicht bearbeitet oder in anderer 
Weise verändert werden.
• Nennung der Lizenzbedingungen. Im Falle einer Verbreitung müssen Sie 
anderen die Lizenzbedingungen, unter die dieser Inhalt fällt, mitteilen.
• Aufhebung. Jede dieser Bedingungen kann nach schriftlicher 
Einwilligung des Rechtsinhabers aufgehoben werden.
Die gesetzlichen Schranken des Urheberrechts bleiben hiervon unberührt. 
Nähere Informationen unter www.creativecommons.at.
Im Falle der Wiederveröffentlichung oder Bereitstellung auf Ihrer Website 
senden Sie bitte die URL und/oder ein Belegexemplar elektronisch an 
redaktion@erwachsenenbildung.at oder postalisch an die angegebene 
Kontaktadresse.
Kontakt und Hersteller
Magazin erwachsenenbildung.at 
Das Fachmedium für Forschung, Praxis und Diskurs 
p.A. Institut EDUCON 
Bürgergasse 8-10 
A-8010 Graz 
redaktion@erwachsenenbildung.at 
http://www.erwachsenenbildung.at/magazin
